
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt die Verwaltung 

1. mitzuteilen, welche betrieblichen Initiativen zur Gesundheitsförderung seitens der 
Verwaltung für die Mitarbeiter/innen angeboten werden 

2. zu prüfen, ob Vereinbarungen zwischen der Verwaltung und privaten Anbietern über 
ermäßigte Tarife für städtische Mitarbeiter zulässig sind. 

 


